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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 12 KR 1/09 B 
 
L 4 KR 77/07 (Bayerisches LSG) 
S 4 KR 345/04 (SG Landshut) 
 
 
 
………………………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………….., 
 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Vereinigte IKK, 
Burgwall 20, 44135 Dortmund, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat am 9. Juni 2009 durch den 

Vorsitzenden Richter   B a l z e r   sowie die Richter   Dr.  B e r c h t o l d    

und   Dr.  B e r n s d o r f f   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil  

des Bayerischen Landessozialgerichts vom 23. Oktober 2008 wird als unzulässig  

verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beteiligten streiten in der Hauptsache darüber, ob der Kläger als Rentner in der gesetz-

lichen Krankenversicherung pflichtversichert ist. 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Bayerischen 

Landessozialgerichts (LSG) vom 23.10.2008 ist in entsprechender Anwendung von § 169 

Satz 2 und 3 SGG als unzulässig zu verwerfen. Der Kläger hat in der Begründung des 

Rechtsmittels entgegen § 160a Abs 2 Satz 3 SGG keinen Zulassungsgrund hinreichend darge-

legt oder bezeichnet.  

 

Das Bundessozialgericht (BSG) darf gemäß § 160 Abs 2 SGG die Revision gegen eine Ent-

scheidung des LSG nur dann zulassen, wenn 

- die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat oder 

- das angefochtene Urteil von der höchstrichterlichen Rechtsprechung abweicht oder 

- bestimmte Verfahrensmängel geltend gemacht werden. 

 
Der Kläger beruft sich allein auf den Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung der 

Rechtssache. Die Beschwerdebegründung muss hierzu ausführen, welche Rechtsfrage sich 

ernsthaft stellt, deren Klärung über den zu entscheidenden Einzelfall hinaus aus Gründen der 

Rechtseinheit oder Rechtsfortbildung im allgemeinen Interesse erforderlich (Klärungsbedürftig-

keit) und deren Klärung durch das Revisionsgericht zu erwarten (Klärungsfähigkeit) ist (BSG 

SozR 1500 § 160a Nr 60 und 65; BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 16 mwN - stRspr; BVerwG NJW 

1999, 304; vgl auch: BVerfG SozR 3-1500 § 160a Nr 7). Die Beschwerdebegründung hat des-

halb auszuführen, inwiefern die Rechtsfrage nach dem Stand der Rechtsprechung und Lehre 

nicht ohne weiteres zu beantworten ist und den Schritt darzustellen, den das Revisionsgericht 

zur Klärung der Rechtslage im Allgemeininteresse vornehmen soll (BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 31). Die Beschwerdebegründung genügt diesen Anforderungen nicht.  

 

Der Kläger hat zwar die Frage formuliert, 

"ob unter anderem die Beklagte eine Hinweispflicht dergestalt gegenüber dem Ver-

sicherungsnehmer hat, auf die Unwiderruflichkeit der Optionsausübung bezüglich der Wahl 

einer freiwilligen Versicherung oder einer Pflichtversicherung hinzuweisen." 

 

Es kann unerörtert bleiben, ob der Kläger hiermit eine hinreichend konkrete Rechtsfrage zum 

Anwendungsbereich einer revisiblen Rechtsnorm formuliert hat. Jedenfalls fehlt es an den er-

forderlichen Ausführungen zur Klärungsbedürftigkeit der angesprochenen Problematik. Das 

BSG hat die Voraussetzungen des sog Herstellungsanspruchs in ständiger Rechtsprechung 

geklärt (vgl zusammenfassend etwa BSG vom 15.12.1994, 4 RA 64/93, SozR 3-2600 § 58 

Nr 2) und diesen unter anderem stets von einem konkreten Anlass zur Beratung abhängig 
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gemacht (vgl exemplarisch BSG vom 6.3.2003, B 4 RA 38/02 R, BSGE 91, 1 = SozR 4-2600 

§ 115 Nr 1). Die Beschwerdebegründung setzt sich mit dieser Rechtsprechung nicht 

ansatzweise auseinander und lässt damit insbesondere offen, warum dennoch 

Klärungsbedürftigkeit fortbestehen oder erneut entstanden sein sollte. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 SGG.  
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